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1. Einleitung 

Zivilgesellschaft erfüllt vielfältige Funktionen, die für das Bestehen demokratischer Gesellschaften 

zentral sind. Dazu zählen unter anderem Wächterfunktionen wie Themenanwaltschaft, humanitäre 

Hilfe, politische Mitgestaltung sowie Verbraucherschutz (Strachwitz 2020). Zugleich gerät der Hand-

lungsspielraum zivilgesellschaftlicher Initiativen zunehmend unter Druck. Diese Entwicklung wird 

unter dem Begriff des Shrinking bzw. Contested Civic Space gefasst. Eine Verengung zivilgesell-

schaftlichen Handlungsspielraums kann dabei über gesetzliche Einschränkungen, Beschränkungen 

der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie über Formen der Diskreditierung, Delegitimie-

rung, Kriminalisierung und Stigmatisierung erfolgen (Strachwitz 2020: 21ff). 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland ist diese Entwicklung seit Längerem zu beobachten. Nach 

Einschätzung von CIVICUS, einem globalen Beobachtungssystem zur Bewertung zivilgesellschaftli-

cher Handlungsspielräume, hat sich der Status in Deutschland verschlechtert. Während Deutsch-

land 2022 noch als „offen“ charakterisiert wurde, erfolgte 2023 bereits eine Herabstufung zu „ver-

engt“, unter anderem im Zusammenhang mit einem teils restriktiven Umgang mit Klima- und Gaza-

solidarischen Protesten. Im letzten Jahr (2025) hat sich dieser Negativtrend weiter verfestigt: 

Deutschland wurde erneut herabgestuft und wird nun als „beschränkt“ gewertet. Damit befindet es 

sich in derselben Kategorie wie Ungarn oder Südafrika. Selektive rechtliche und administrative Maß-

nahmen gegenüber zivilgesellschaftlichen Akteuren genauso wie öffentlich vorgetragene, pauscha-

lisierte Angriffe auf die Zivilgesellschaft im Ganzen schwächen diese und erhöhen das Risiko, dass 

diese ihrer demokratischen Kritik- und Kontrollfunktionen nicht mehr vollständig nachkommen kön-

nen (Civicus Monitor). Dazu passt, dass die Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen für die 

Förderung und den Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit, Irene 

Khan, nach ihrem offiziellen Besuch in Deutschland im Februar 2026 starke Bedenken hinsichtlich 

der Einschränkung der Meinungsfreiheit in Deutschland, insbesondere im Kontext von Hassrede, An-

tisemitismus und dem Nahost-Konflikt geäußert hat. Das Handelsblatt berichtete, dass Frau Khan 

vor einem schwindenden Raum für die Meinungsfreiheit in Deutschland warnte und anmerkte:  

„Die Regierung nehme die Bedrohungen [der Menschenrechtsstandards] zwar ernst, rea-
giere jedoch mit Kriminalisierung und sicherheitsorientierten Ansätzen. Damit schrumpfe 
der Raum für sinnvolle demokratische Debatten, und die Polarisierung werde gefördert. 
Viele dieser [von der Regierung geplanten] Maßnahmen – von einem verstärkten Schutz von 
Amtsträgern vor öffentlicher Kritik bis hin zu pauschalen Verboten von Slogans von Akti-
vist*innen und der Überwachung von Organisationen unter schwammigen Begründungen 
von „Extremismus“ – stehen im Widerspruch zu internationalen Menschenrechtsstandards“ 
(Handelsblatt 2026). 
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Mit der Kleinen Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 24. Februar 2025 mit dem Titel „Poli-

tische Neutralität staatlich geförderter Organisationen“ rückte schließlich auch der parlamentari-

sche Raum als weitere Arena in den Fokus, in der zivilgesellschaftliche Arbeit delegitimiert wird. Vor 

dem Hintergrund von Protesten gegen die CDU/ CSU, zu denen zivilgesellschaftliche Organisationen 

(ZGO) aufgerufen hatten, nachdem deren Fraktion im Bundestag am 29. Januar 2025 einem Ent-

schließungsantrag zur Migration mit den Stimmen der FDP und der AfD eine Mehrheit verschafft 

hatte (Deutscher Bundestag 2025a), warf die Unionsfraktion in 551 Einzelfragen Organisationen wie 

Omas gegen Rechts, der Amadeu Antonio Stiftung oder Agora Energiewende mangelnde politische 

Neutralität bei gleichzeitigem Erhalt staatlicher Fördermittel vor (Bundestag 2025b).1  

Diese Anfrage und die daraus resultierenden Folgen waren nicht nur Anlass, in mehreren Publikati-

onen die dort aufgeworfenen Fragen zu behandeln, sondern auch systematisch zu untersuchen, in 

welchen Arenen und mit welchen Argumentationsmustern Zivilgesellschaft unter Druck gerät – über 

den parlamentarischen Raum hinaus. So kartierten das Maecenata Institut und ZiviZ gemeinsam die 

Arenen sozialer Medien, der Medienöffentlichkeit sowie der Bundes- und Landesparlamente, analy-

sieren beteiligte Akteurskonstellationen und rekonstruieren wiederkehrende Narrative, mit denen 

ZGO delegitimiert werden (Hummel/ Schubert 2025; Hummel/ Nicke/ Oellers 2025). Ergänzend do-

kumentiert eine Studie von LobbyControl, wie autoritäre politische Akteure – insbesondere aus dem 

Umfeld der AfD und Teilen der Union – versuchen, zivilgesellschaftliche Organisationen einzuschüch-

tern und zu diffamieren (Deckwirth/ Katzemich 2025).  

Insgesamt liegt inzwischen ein differenziertes Bild diskursiver Angriffe auf ZGO vor. In den genannten 

Studien und Beiträgen wird dabei wiederholt auf Kleine Anfragen als eines der zentralen Instru-

mente verwiesen, mit denen zivilgesellschaftliche Organisationen delegitimiert werden sollen. Eine 

systematische Analyse dieses parlamentarischen Instruments steht jedoch bislang aus. An dieser 

Stelle setzt die vorliegende Untersuchung an. 

  

 
1 Die Anfrage wurde für die Bundesregierung vom Bundesministerium der Finanzen am 12. März 2025 beantwortet (Deut-
scher Bundestag 2025c). 
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2. Fragestellung und Methode 

Diese Untersuchung zielt darauf ab, zu klären, inwiefern Kleine Anfragen im Deutschen Bundestag 

als parlamentarisches Instrument genutzt werden, um zivilgesellschaftliche Organisationen öffent-

lich zu problematisieren bzw. zu delegitimieren. Im Zentrum stehen dabei sowohl die inhaltlichen 

Muster solcher Anfragen als auch deren Häufigkeit und zeitliche Entwicklung über mehrere Legisla-

turperioden hinweg. Der Untersuchungszeitraum umfasst die 19. Wahlperiode (Oktober 2017– 

Oktober 2021), die 20. Wahlperiode (Oktober 2021–März 2025) sowie die 21. Wahlperiode 

(März 2025–November 2025). Der 30. November 2025 markiert den Cut-off der Datenerhebung. 

Methodisch basiert die Analyse auf einer systematischen Schlagwortsuche. Ausgehend vom Such-

begriff „Nichtregierungsorganisation“ wurden sämtliche Kleine Anfragen im Untersuchungszeit-

raum daraufhin geprüft, ob und in welcher Form sie ZGO problematisieren. Das daraus abgeleitete 

Sample umfasst 114 ZGO-problematisierende Kleine Anfragen und bildet die Grundlage der quanti-

tativen Auswertung. Ergänzend wurde eine explorative Erweiterung der Suchstrategie vorgenom-

men, indem semantisch verwandte Begriffe (u. a. „Stiftung“, „zivilgesellschaftlich“, „Wohlfahrtsorga-

nisation“) berücksichtigt wurden, um weitere potenziell relevante Dokumente zu identifizieren. Das 

daraus resultierende erweiterte Sample umfasst 150 Kleine Anfragen und wird ausschließlich für die 

qualitative Analyse herangezogen.  

Zivilgesellschaftliche Organisationen erfüllen häufig – ähnlich wie Medien – eine Wächter- bzw. 

Watchdogfunktion gegenüber staatlichem Handeln. Ihre Thematisierung in Kleinen Anfragen ist da-

her grundsätzlich nicht ungewöhnlich. In der Regel werden ZGO in Kleinen Anfragen in neutraler 

Weise erwähnt, etwa als Hinweisgeberinnen, Expertinnen oder Projektpartnerinnen. Für diese Un-

tersuchung ist daher nicht die bloße Nennung von ZGO relevant, sondern die Frage, ob ZGO in dele-

gitimierender Weise gerahmt werden. Grundsätzlich machen Kleine Anfragen auf ein Problem im 

Regierungshandeln aufmerksam. Die Kodierung in delegitimierende und nicht-delegitimierende An-

fragen erfolgte anhand dessen, welche Rolle den ZGO in Bezug auf das Problem zugeschrieben wird. 

Als nicht delegitimierend kodiert wurden Anfragen, in denen ZGO lediglich im Kontext der Sachauf-

klärung des Problems der Anfrage erscheinen oder ihre Rolle als gesellschaftliche Kontroll- bzw. 

Watchdog-Akteure vorausgesetzt wird. Als delegitimierend wurden dagegen Kleine Anfragen dann 

kodiert, wenn sie als Ursache des Problems benannt oder suggeriert werden. Der Begriff Delegiti-

mierung wird in diesem Zusammenhang als analytischer Oberbegriff benutzt, da er auch indirekte 

Formen der Problematisierung umfasst und nicht notwendig offen diffamierende Sprache voraus-

setzt. 
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3. Kleine Anfragen 

Kleine Bundestagsanfragen gehen historisch auf das Instrument der „Interpellation“ zurück, das im 

Preußischen Landtag entwickelt und 1912 in den Reichstag des Deutschen Kaiserreichs eingeführt 

wurde (Deutscher Bundestag 2011). Das dahinterstehende Fragerecht als zentrales parlamentari-

sches Kontrollinstrument wurde nach 1949 in differenzierter Form in der Geschäftsordnung (§ 104) 

des Bundestages fortgeführt (Deutscher Bundestag 2025d). Kleine Anfragen sind von großem demo-

kratischem Wert, da sie die Oppositionsrechte und öffentliche Deliberation stärken, indem sie The-

men auf die politische Agenda setzen und dokumentierbar machen. Klein sind sie im Gegensatz zu 

Großen Anfragen dadurch, dass sie nicht automatisch im Plenum diskutiert werden.  

4. Ergebnisse 

4.1. Anteil und Frequenz ZGO-delegitimierender Anfragen 

Im Untersuchungszeitraum (19. bis 21. Legislaturperiode, bis einschließlich November 2025) wurden 

insgesamt 560 Kleine Anfragen gestellt, die das Schlagwort „Nichtregierungsorganisation“ enthiel-

ten. Von den genannten Anfragen wurden 114 als ZGO-delegitimierend eingeordnet, was einem An-

teil von rund 20 % entspricht. Die Entwicklung des Anteils ZGO-delegitimierender Kleiner Anfragen 

über die drei Legislaturperioden hinweg zeigt einen deutlichen Anstieg (siehe Abbildung 1). Während 

in der 19. Legislaturperiode nur knapp 10 % aller Kleinen Anfragen, die das Schlagwort „Nichtregie-

rungsorganisation“ enthalten, als ZGO-delegitimierend einzuordnen sind, erhöhte sich dieser Anteil 

in der folgenden Wahlperiode sprunghaft auf rund ein Drittel (32 %). In der noch jungen 21. Legisla-

turperiode wurde dieser Wert erneut übertroffen: In knapp 47 % aller Kleinen Anfragen, in denen 

Nichtregierungsorganisationen erwähnt wurden, wurden diese rhetorisch delegitimiert. 

 

https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/2011/37215383_kw52_instrumente_bundestag-207296
https://www.btg-bestellservice.de/pdf/10080000.pdf
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Abbildung 1: Anteil der ZGO-delegitimierenden Kleinen Anfragen im Vergleich  
zur Gesamtanzahl je Legislaturperiode, N=114 

 

Dieser anteilige Anstieg weist auf eine inhaltliche Verschiebung in der Zuschreibung hin, die ZGO in 

Kleinen Anfragen erhalten. Ihre Funktion als Watchdog-Akteure, die staatliches Handeln beobachten 

und problematische Entwicklungen sichtbar machen, wird offenkundig zunehmend zum Gegen-

stand parlamentarischer Problematisierung.   

Es wird angenommen, dass die sogenannte 551-Anfrage der CDU/CSU-Fraktion vom Februar 2025 

wesentlich zu einer Normalisierung von ZGO-problematisierenden Narrativen im parlamentarischen 

Raum beigetragen hat. Deswegen wird die durchschnittliche Häufigkeit ZGO-delegitimierender Klei-

ner Anfragen vor und nach deren Veröffentlichung untersucht. Die Auswertung auf Basis des Schlag-

wortes „Nichtregierungsorganisation“ zeigt tatsächlich einen deutlichen Anstieg der durchschnittli-

chen monatlichen Zahl ZGO-delegitimierender Anfragen auf. Während sich vor Februar 2025 ein mo-

natlicher Mittelwert solcher Anfragen von 1,79 feststellt, erhöht sich dieser für den Zeitraum nach 

der sogenannten 551-Anfrage um 86 % auf 3,33 pro Monat (Abbildung 2).  
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Abbildung 2: Gegenüberstellung der durchschnittlichen Häufigkeit ZGO-delegitimierender Kleiner Anfragen  
vor und nach der 551er-Anfrage im Februar 2025 pro Monat, N=114 

 

4.2. Fünf Frames 

Entsprechend der institutionellen Funktion Kleiner Anfragen richten sich diese formal stets an die 

Bundesregierung als primäre Adressatin der vorgebrachten Problematisierungen. In dem hier unter-

suchten erweiterten Sample der 150 ZGO-diffamierenden Kleinen Anfragen wird staatliches Handeln 

insofern kritisiert, als der Bundesregierung vorgeworfen wird, dass sie zivilgesellschaftlichen Orga-

nisationen einen unangemessenen Handlungsspielraum gewähre oder diese durch öffentliche För-

dermittel unterstütze, ohne deren politische Ausrichtung, Aktivitäten oder Wirkungen hinreichend 

zu kontrollieren. Die Kritik richtet sich damit zunächst an die zuständigen Ministerien, entfaltet ihre 

Wirkung jedoch schließlich gegenüber den jeweils thematisierten ZGO bzw. auf die Zivilgesellschaft 

im Allgemeinen. 

Auf Grundlage des N=150-Samples wurden die zentralen Vorwürfe und Deutungsmuster induktiv 

herausgearbeitet und zu fünf wiederkehrenden argumentativen Frames gebündelt. Diese Frames er-

fassen typische Narrative, mittels derer ZGO in den Anfragen diskursiv positioniert und delegitimiert 

werden.  

Frame 1: Deutsche ZGO beeinflussen deutsche Regierungspolitik 

Diese Kategorie umfasst Kleine Anfragen, in denen ZGO vorgeworfen wird, direkt oder indirekt Ein-

fluss auf staatliche Entscheidungen in Deutschland zu nehmen. Der Vorwurf richtet sich dabei so-

wohl gegen die Bundesregierung, der vorgehalten wird, diesen Einfluss zuzulassen, als auch gegen 

die ZGO selbst, deren Mitwirkung als illegitime Einflussnahme dargestellt wird. Typische Indikatoren 
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sind Nachfragen zu Projektpartnerschaften oder institutionellen Verbindungen zwischen Ministerien 

und ZGO. Ein Beispiel für diesen Frame liefert die Kleine Anfrage mit dem Titel „Treffen von Vertretern 

der Bundesregierung mit Unternehmen und geförderten Nichtregierungsorganisationen zu den The-

men ‚Hass‘ bzw. ‚Desinformation im Internet‘“ (Deutscher Bundestag 2024a). Zunächst werden 

staatliche Initiativen zur Bekämpfung von Hass und Desinformation im Netz als willkürliche Zensur 

dargestellt. In einem zweiten Schritt wird suggeriert, dass diese Maßnahmen maßgeblich durch den 

Einfluss einzelner ZGO geprägt seien. Als Organisationen werden darin unter anderem die Amadeu 

Antonio Stiftung, HateAid gGmbH, das betterplace lab gGmbH und die Bildungsstätte Anne Frank 

namentlich genannt. Exemplarisch verdeutlicht dies die folgende Einstiegsfrage der Anfrage: 

„Gibt es bzw. gab es in der laufenden Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
Gespräche zwischen Vertretern der Bundesregierung, der Bundesministerien sowie 
nachgeordneter Behörden mit Vertretern von (…) sogenannter zivilgesellschaftlicher 
Organisationen [sic] zu den Themen „Hassbotschaften bzw. Hetze im Internet“(…)?“ 
(Deutscher Bundestag 2024a) 

Durch die abwertende Attribuierung „sogenannter“ wird die Legitimität der ZGO bereits sprachlich 

infrage gestellt; zugleich wird deren ideologischer Einfluss als Ursache für die aus Sicht der Frage-

stellenden problematischen staatlichen Maßnahmen dargestellt, die in der vorangehenden Prob-

lembeschreibung der Anfrage erläutert werden. Derartige Suggestivfragen finden sich in ähnlicher 

Form auch in den weiteren Frames. 

Frame 2: Ausländische ZGO beeinflussen deutsche Regierungspolitik  
(und deutsche Unternehmen) 

ZGO wird unterstellt, als Instrumente ausländischer Akteure zu agieren. Diese Anfragen konstruieren 

ZGO als „verlängerten Arm“ ausländischer Regierungen, Stiftungen oder internationaler Netzwerke, 

die die deutsche Politik oder Wirtschaft im Sinne anderer Staaten beeinflussen würden. Besonders 

häufig werden Finanzierungsquellen wie USAID, Stiftungen von George Soros2, UN- oder EU-Pro-

gramme genannt, um die Glaubwürdigkeit der Organisationen in Zweifel zu ziehen. Die Kernbot-

schaft lautet: ZGO seien nicht unabhängig, sondern wären fremdgesteuert; ihre Arbeit liefe vermeint-

lich deutschen Interessen zuwider. Ein Beispiel hierfür ist die Anfrage „Zur Rolle ausländischer Gelder 

bei der Finanzierung von Klimaprotesten und ihre Auswirkungen auf den demokratischen Wettbe-

werb“, die die Spende des US-amerikanischen Stiftung Climate Emergency Fund sowie amerikani-

scher Philanthrop*innen an Klimaprotestgruppierungen in Deutschland problematisiert, da solche 

 
2 George Soros ist ein internationaler Unterstützer demokratischer Anliegen. Seine philanthropische Organisation, die 
Open Society Foundations, fördert Demokratie und Menschenrechte weltweit. 
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ZGO durch Zuwendungen dieser Art „besser befähigt werden, effektiver durch Proteste auf die Politik 

eines Staates und den gesellschaftlichen Frieden einzuwirken“ (Deutscher Bundestag 2023: 2).3 

Frame 3: ZGO agieren im Ausland gegen deutsche Interessen  

In diesem Frame werden ZGO vorgeworfen, durch Programme in Bereichen wie Demokratieförde-

rung, Menschenrechte, Entwicklung oder Klimapolitik politischen Einfluss in anderen Staaten aus-

zuüben und damit das Prinzip staatlicher Souveränität sowie das Nichteinmischungsgebot zu unter-

laufen. Zugleich wird die finanzielle Förderung solcher Aktivitäten durch die Bundesregierung in-

frage gestellt. Die eingesetzten Mittel erscheinen in diesen Anfragen als ineffizient, ideologisch mo-

tiviert und dadurch nicht ausreichend legitimiert. Mitunter wird dabei § 23 der Bundeshaushaltsord-

nung zitiert, der bei Zuwendungen – etwa an ZGO – das Erfordernis eines erheblichen Bundesinte-

resses voraussetzt. Das Auslandsengagement von ZGO wird insofern diskreditiert, als ihnen unzuläs-

sige politische Einflussnahme unterstellt wird und ihre Tätigkeit als Bindung staatlicher Ressourcen 

jenseits klar definierter nationaler Interessen dargestellt wird. Häufig werden diese beiden Argu-

mentationslinien miteinander verknüpft, indem ZGO-Auslandsförderung implizit als Nullsummen-

spiel gerahmt wird zwischen internationalem Engagement und der Wahrung deutscher nationaler 

Interessen. Beispielhaft steht die Kleine Anfrage „Humanitäre Hilfe Deutschlands in Syrien“ in der 

die erste Frage sich nach den beteiligten Nichtregierungsorganisationen erkundigt, um dann zu fra-

gen, ob es eine Evaluierung der deutschen humanitären Hilfe in Syrien gegeben hat (Deutscher Bun-

destag 2022). Es wird suggeriert: Die beteiligten ZGO arbeiten nicht effizient.   

Frame 4: ZGO polarisieren Gesellschaft in Deutschland 

Diese Kategorie umfasst parlamentarische Anfragen, in denen ZGO als problematische Akteure in-

nerhalb der deutschen Gesellschaft dargestellt werden. Den Organisationen wird unterstellt, öffent-

liche Diskurse in Deutschland gezielt zu beeinflussen, etwa durch Kampagnenarbeit, politische Bil-

dung oder Sensibilisierungsprogramme, um dabei einseitige Narrative zu verbreiten oder die Mei-

nungsvielfalt zu verzerren. Darüber hinaus wird ihnen zugeschrieben, durch diese Formen diskursi-

ver Intervention zur gesellschaftlichen Polarisierung oder Radikalisierung beitrage. In einigen Anfra-

gen werden ZGO in die Nähe zu extremistischen Strömungen gerückt oder als sicherheitsrelevanter 

Faktor für den innergesellschaftlichen Zusammenhalt problematisiert. Der zugrunde liegende Frame 

verschiebt die Kritik damit von Fragen staatlicher Förderung hin zu einer moralisch und 

 
3 Ob und inwieweit die Fragenstellenden selbst oder ZGO, die den Fragestellenden nahestehen, ihrerseits Kontakte zu 
ausländischen Einrichtungen pflegen oder von solchen finanziellen Zuwendungen erhalten, ist ausdrücklich nicht Gegen-
stand der hier vorgelegten Untersuchung. 
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sicherheitspolitisch aufgeladenen Brandmarkung von ZGO als illegitime Akteure demokratischer Öf-

fentlichkeit und politischer Willensbildung in Deutschland. In diese Kategorie fällt die sogenannte 

551-Anfrage, aber auch die Kleine Anfrage „Finanzierung von Nichtregierungsorganisationen im Zu-

sammenhang mit den sogenannten Demonstrationen gegen rechts“, in der erfragt wird, welche 

ZGO-Demonstrationen gegen Rechtsextremismus im Jahr 2024 unterstützt haben (Deutscher Bun-

destag 2024b). 

Frame 5: ZGO leisteten Beihilfe zu illegaler Migration 

Diese Kategorie betrifft ZGO, die in der Migrations- oder Geflüchtetenhilfe tätig sind, etwa der See-

notrettung oder durch die Gewährung von Kirchenasyl. In den Anfragen wird ihnen vorgeworfen, die 

Rechtsordnung zu unterlaufen, „Pull-Faktoren“ zu schaffen oder mit Schleusenden zusammenzuar-

beiten. Der Frame kombiniert moralische und sicherheitspolitische Argumente: Hilfe für Menschen 

in Not wird als Beihilfe zu Gesetzesverstößen gedeutet. Beispielhaft ist die Kleine Anfrage „Anlan-

dung von Bootsmigranten aus Libyen in Italien und anderen Mittelmeerländern“, in der es heißt: „In 

den letzten Jahren haben sich nach Auffassung der Fragesteller vor allem deutsche Nichtregierungs-

organisationen (NRO) als funktionales Element des internationalen Menschenschmuggelsystems im 

zentralen Mittelmeerraum etabliert.“ (Deutscher Bundestag 2018: 1)  

In der Zusammenschau machen die fünf Frames deutlich, dass ZGO in den untersuchten Kleinen An-

fragen systematisch als problematische Akteure konstruiert werden – unabhängig davon, ob ihr 

Handeln auf nationale Politik, internationale Kooperationen, Auslandsengagement, gesellschaftli-

che Debatten oder humanitäre Hilfe bezogen ist. Gemeinsam ist den Frames die Zuschreibung ille-

gitimer Einflussnahme: ZGO erscheinen wahlweise als intransparent, fremdgesteuert, ineffizient, 

polarisierend oder rechtunterlaufend. Die einzelnen Vorwürfe variieren, fügen sich jedoch zu einem 

konsistenten Deutungsmuster, das zivilgesellschaftliches Engagement insgesamt unter Generalver-

dacht stellt und seine demokratische Funktion grundsätzlich infrage stellt. Delegitimierung erfolgt 

dabei weniger durch offene Anklage als durch die wiederholte Verknüpfung von ZGO mit als proble-

matisch markierten politischen oder gesellschaftlichen Entwicklungen.  

Über die identifizierten Frames hinaus lassen sich in den ZGO-delegitimierenden Kleinen Anfragen 

häufig die Verwendung einiger pejorativer, populistischer Signalwörter erkennen, die allerdings im 

Gewand des offiziellen parlamentarischen Schreibstils eingebettet sind. Exemplarisch zeigt sich dies 

im Fall der 551-Anfrage vom Februar 2025, in der auf die Berichterstattung eines Nachrichtenmedi-

ums rekurriert wird, das die Existenz einer vermeintlichen zivilgesellschaftlichen „Schattenstruktur“ 

suggeriert, die an das Deep-State-Narrativ anknüpft (Deutscher Bundestag 2025b). Formal halten 
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sich diese Anfragen demnach an die Vorgaben der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Gemäß § 104 Abs. 1 dürfen Kleine Anfragen „keine unsachlichen Feststellungen oder Wertungen ent-

halten“ (Deutscher Bundestag 2025d: 86). Der entsprechend sachlich-neutrale Duktus schließt of-

fene Vorwürfe oder explizite Delegitimierungen aus und vermittelt stattdessen den Eindruck, im In-

teresse der Bürger*innen zu handeln und staatliches Handeln kritisch prüfen zu wollen. Für sich ge-

nommen erscheinen viele der identifizierten Anfragen daher legitim, da sie oberflächlich dem klas-

sischen Zweck parlamentarischer Kontrolle entsprechen. In der Gesamtschau jedoch rahmt diese 

Argumentationsweise ZGO als intransparente, zugleich einflussreiche und insofern als nicht-gemein-

wohlorientierte Akteure. Es entsteht ein Generalverdacht, der ihre demokratische Rolle als legitime 

Akteure gesellschaftlicher Interessenvermittlung infrage stellt – und damit nicht nur einzelne Orga-

nisationen, sondern den zivilgesellschaftlichen Sektor insgesamt rhetorisch delegitimiert. 

4.3. Zeitliche Entwicklung der Frames und Urheber*innenschaft  

Die zeitliche Entwicklung der identifizierten Delegitimierungsframes im N=114-Sample macht meh-

rere Trends sichtbar. Während die Frame-Ausprägungen in den frühen Jahren des Untersuchungs-

zeitraums insgesamt niedrig blieben, verdichteten sie sich im Zeitverlauf deutlich: Ab 2023 sind 

sämtliche fünf Vorwurfstypen kontinuierlich präsent. Insgesamt zeigt sich zwischen 2018 und 2025 

eine klare Zunahme ZGO-delegitimierender Kleiner Anfragen (Abbildung 3).  

Abbildung 3: Vorkommen der fünf identifizierten Frames in den untersuchten Kleinen Anfragen im Zeitraum 
von 2018-2025, N=114 
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Der Überblick verdeutlicht, dass besonders häufig darin der vierte Frame vorkommt, der ZGO eine 

Mitverantwortung für gesellschaftliche Polarisierung in Deutschland zuschreibt. Zugleich gilt es zu 

berücksichtigen, dass das zugrundeliegende Sampling über den Suchbegriff „Nichtregierungsorga-

nisation“ primär einen Trend abbildet und nicht alle ZGO-delegitimierenden Anfragen erfasst.  

Welche Fraktionen sind für die delegitimierenden Kleinen Anfragen im untersuchten Zeitraum ver-

antwortlich? Ausgehend vom N=114-Sample wird deutlich, dass das Gros ZGO-delegitimierender An-

fragen von der AfD-Fraktion gestellt wurde. Von den 114 Kleinen Anfragen, die das Schlagwort „Nicht-

regierungsorganisation“ beinhalten und ZGO problematisieren, wurden 106 von der AfD-Fraktion 

eingebracht, fünf von der Unionsfraktion, drei von der FDP. Die prozentuale Verteilung illustriert Ab-

bildung 4. Die anderen Fraktionen brachten keine derartigen Anfragen ein. Ebenso zeigt sich, dass 

derartige Anfragen sich auf relative wenige Abgeordnete der AfD-Fraktion konzentriert. 

 

Abbildung 4: Verteilung der verfassenden Bundestagsfraktionen der ZGO-delegitimierenden Kleinen Anfra-
gen, N=114 

 

  

93%

4% 3%

Verteilung der verfassenden Bundestagsfraktionen der ZGO-
delegitimierenden Kleinen Anfragen

AfD

CDU/CSU

FDP



 
15 

 

5. Fazit 

„Autokratisierung geht immer mit der Ausnutzung einer realen oder – was wahrscheinlicher ist –  

einer erfundenen Bedrohung einher, um die Unterdrückung abweichender Meinungen und andere 

repressive Maßnahmen zu rechtfertigen“ (Lewandowsky et al. 2025, 7). Die Identifikation entspre-

chender Handlungsmuster ist durch aggregierende Analysen wie der vorliegenden Untersuchung 

möglich und unterstreicht den Mehrwert solcher systematischen Analysen parlamentarischer Pra-

xis. Die Ergebnisse dieser Studie legen nahe, dass Kleine Anfragen in einem größeren Zusammen-

hang zu betrachten sind, der sich pauschal gegen den zivilgesellschaftlichen Sektor richtet. In der 

systematischen Gesamtschau über Legislaturperioden hinweg wird sichtbar, dass sich bestimmte 

Problematisierungen, Adressat*innen und Argumentationsmuster in den Kleinen Anfragen verdich-

ten. Solcherlei Anfragen entfalten ihre Wirkung weniger durch einzelne Vorstöße als durch ihre Wie-

derholung, Kombination und zeitliche Häufung. Die Studie zeigt, wie sich kampagnenförmige Dyna-

miken nicht notwendigerweise über formale Koordination, sondern auch über diskursive Anschluss-

fähigkeit und Wiedererkennbarkeit herstellen lassen.  

Ein zentrales Spannungsverhältnis der Ergebnisse liegt in der zunächst paradox erscheinenden Nut-

zung demokratischer Instrumente zur Delegitimierung demokratischer Infrastrukturen. Kleine An-

fragen sind als legitimes Mittel parlamentarischer Kontrolle konzipiert; ihre Verwendung zur Infrage-

stellung zivilgesellschaftlicher Akteure zeigt jedoch, dass formale Demokratietauglichkeit nicht 

zwangsläufig mit einer demokratieförderlichen Wirkung einhergeht. Insbesondere die AfD nutzt 

Kleine Anfragen dafür, um systematisch Zweifel an der Legitimität, Gemeinnützigkeit und gesell-

schaftlichen Rolle von ZGO zu säen. Die Kritik richtet sich dabei nicht allein gegen einzelne Organi-

sationen, sondern zielt auf die pluralistische Interessenvertretung als solche. Dieses Muster ist nicht 

neu, gewinnt jedoch vor dem Hintergrund einer zunehmenden Politisierung parlamentarischer Kon-

trollinstrumente besondere Relevanz. 

Auffällig ist die Konvergenz der in den Kleinen Anfragen verwendeten Argumentationsmuster mit in-

ternationalen Debatten über Zivilgesellschaft in illiberalen und autoritär regierten Staaten. Sugges-

tionen wie „ausländischer Einfluss“, „ideologische Steuerung“ oder der Vorwurf einer Entkopplung 

vom „Volkswillen“ finden sich in ähnlicher Form in parlamentarischen Auseinandersetzungen in an-

deren Ländern. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass entsprechende Narrative nicht auf spezifi-

sche politische Systeme beschränkt sind, sondern auch in etablierten Demokratien Anschluss fin-

den. Dabei entsteht der Eindruck eines Lernprozesses, bei dem Argumentationsfiguren 
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übernommen werden, die andernorts bereits mobilisierungsfähig waren. Die deutsche Debatte reiht 

sich somit in einen transnationalen Trend ein. 

Ein weiterer diskussionswürdiger Befund betrifft mögliche indirekte Wirkungen ZGO-delegitimieren-

der Kleiner Anfragen auf das Verwaltungshandeln der jeweiligen Bundesregierung und darüber hin-

aus von Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden. Zudem haben diese Aktivitäten bereits auf die 

Ebene des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission ausgestrahlt (Strachwitz 

2025). Auch ohne formale Einschränkungen oder rechtliche Konsequenzen können solche Anfragen 

dazu beitragen, dass Ministerien Kooperationen mit zivilgesellschaftlichen Organisationen meiden, 

Förderentscheidungen defensiver ausgestalten oder sich trotz verbindlicher Förderzusagen bei der 

Mittelzuwendung oder Ausschüttung von Fördergeldern sehr viel Zeit lassen. Die antizipierte Aus-

sicht auf parlamentarische Anfragen, öffentliche Rechtfertigungszwänge oder mediale Skandalisie-

rung kann dazu führen, dass Ministerien Förderentscheidungen gegenüber zivilgesellschaftlichen 

Organisationen defensiver treffen oder Kooperationen von vornherein vermeiden. Nicht aufgrund 

inhaltlicher Bedenken, sondern aus der Erwartung zusätzlicher administrativer Belastung und poli-

tischer Angreifbarkeit werden ZGO potenziell zum Risikofaktor im Verwaltungshandeln. In diesem 

Sinne entfalten Kleine Anfragen eine abschreckende Wirkung, die weniger auf direkter Repression 

als auf der Erzeugung administrativer Kosten und reputativer Unsicherheit beruht. Dieser Effekt ist 

empirisch schwer zu quantifizieren, politisch jedoch nicht zu unterschätzen. 

Die Analyse macht zudem einen grundlegenden Deutungskonflikt sichtbar: Während ein wachsen-

der Teil der Forschung von einem shrinking oder contested civic space spricht, wird in den unter-

suchten Kleinen Anfragen das gegenteilige Narrativ bemüht, wonach ZGO über zu viel Handlungs-

spielraum und damit Einfluss verfügten. Diese beiden Perspektiven stehen nicht zufällig nebenei-

nander, sondern bedingen sich gegenseitig. Die Behauptung eines übermäßigen Einflusses dient da-

bei als argumentative Grundlage für Forderungen nach Einschränkung, Kontrolle oder Rücknahme 

zivilgesellschaftlicher Aktivitäten. Delegitimierung wird so zur Voraussetzung politischer Begren-

zung. Der zivilgesellschaftliche Handlungsspielraum wird nicht offen beschnitten, sondern diskursiv 

neu vermessen. 

Vor diesem Hintergrund leistet die vorliegende Untersuchung einen Beitrag dazu, ein bislang wenig 

systematisch analysiertes Phänomen sichtbar zu machen. Sie zeigt, dass Delegitimierungsdynami-

ken nicht zwingend offen repressiv verlaufen müssen, um wirksam zu sein. Vielmehr entfalten sie 

ihre Wirkung durch Repetition, Implikation und institutionelle Normalität. Die Ergebnisse unterstrei-

chen die Notwendigkeit weiterer systematischer, vergleichender Analysen parlamentarischer 



 
17 

 

Praktiken, um kampagnenförmige Muster frühzeitig zu erkennen. In diesem Sinne ist die Studie nicht 

als abschließende Bewertung, sondern als Baustein in einer breiteren Debatte über demokratische 

Resilienz und den Schutz pluraler Öffentlichkeiten zu verstehen. Nicht ohne weiteres nachvollzieh-

bar bleibt schließlich, warum sich politische Kräfte, die vorgeben, gegen Machtzuwächse des Staates 

einzutreten („deep state“), andererseits einer verstärkten Kontrollfunktion des Staates über andere 

gesellschaftliche Kräfte das Wort reden. Als Erklärungsansatz mag die Vermutung dienen, dass es 

letztlich eben nicht um Veränderungen der gesellschaftlichen Wirkungszusammenhänge an sich, 

sondern „nur“ darum geht, unliebsame kritische Stimmen mundtot zu machen. Das Beispiel Ungarn 

zeigt, dass sich eine autoritäre Regierung eine ihr zu Diensten stehende und von ihr abhängige Zivil-

gesellschaft hält, während pluralistische Vielfalt bekämpft wird. 
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